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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Kommunale Fragen, Innere 
Sicherheit und Sport 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten 
Thomas Kreuzer, Karl Freller, Josef Zellmeier u.a. 
und Fraktion (CSU) 
Drs. 17/19640 

Nein zu Antisemitismus in Bayern! 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass nach dem 
ersten Absatz folgender Absatz eingefügt wird: 

„Die Bayerische Staatsregierung wird aufgefor-
dert, das Straf- und Versammlungsrecht daraufhin 
zu überprüfen, ob es den Polizei- und Strafverfol-
gungsbehörden ausreichende Mittel an die Hand 
gibt, um entschieden und wirksam gegen das öf-
fentliche Verbrennen der israelischen Flagge und 
anderer Symbole des israelischen Staates sowie 
antisemitische Ausschreitungen im Rahmen von 
öffentlichen Versammlungen und Aufzügen vor-
zugehen.“ 

Berichterstatter: Dr. Hans Reichhart 
Mitberichterstatterin: Katharina Schulze 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Aus-
schuss für Kommunale Fragen, Innere Sicher-
heit und Sport federführend zugewiesen. Der 
Ausschuss für Bildung und Kultus, der Aus-
schuss für Staatshaushalt und Finanzfragen 
und der Ausschuss für Verfassung, Recht und 
Parlamentsfragen haben den Dringlichkeitsan-
trag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dring-
lichkeitsantrag in seiner 83. Sitzung am 24. 
Januar 2018 beraten und e i n s t im m i g  mit 
der in I. enthaltenen Änderung Zustimmung 
empfohlen. 

 

3. Der Ausschuss für Bildung und Kultus hat den 
Dringlichkeitsantrag in seiner 75. Sitzung am 
8. Februar 2018 mitberaten und e i n s t i m -
m i g  der Beschlussempfehlung des federfüh-
renden Ausschusses zugestimmt. 

4. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanz-
fragen hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 
185. Sitzung am 21. Februar 2018 mitberaten 
und e i n s t im m i g  der Beschlussempfehlung 
des federführenden Ausschusses zugestimmt. 

5. Der Ausschuss für Verfassung, Recht und 
Parlamentsfragen hat den Dringlichkeitsantrag 
in seiner 84. Sitzung am 1. März 2018 mitbe-
raten und e i n s t im m i g  der Beschlussemp-
fehlung des federführenden Ausschusses zu-
gestimmt. 

Dr. Florian Herrmann 
Vorsitzender 

 


